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Wenn der Gesetzesvollzug Pause macht
Neue Medien: Viele Regeln, wenig Wirkung

Wer im Internet sein Unwesen treibt, braucht in Österreich von
staatlicher Seite kaum Sanktionen zu fürchten. [Foto: M. Seidler]

Etliche Bestimmungen sollen
vor Belästigungen im

Internet und per Telefon
,schützen. Für ihre Wirkung
sorgt der Staat aber nicht.

VON RAlNER KNYRIM

WIEN. "Spammer in den USA zu
sieben Jahren Gefängnis verur­
teilt" - "Französischer Spammer
muss 22.000 Euro bezahlen". Die­
se Schlagzeilen waren jüngst über
E-Mail-Spammer zu lesen. Öster­
reich kam nicht vor. Dies liegt da­
ran, dass der österreichische Ge­
setzgeber zwar im Bestreben, neue
Technologien in gesetzliche Rah­
men zu bringen, eine Reihe von
Bestimmungen erlassen hat, eine
Vollziehung dieser Gesetze aber
anscheinend nicht stattfindet.
Dies zeigen zwei reale Beispiele.

Fall 1: Vom Computer aus ver­
trieb ein Einmannunternehmen
ein "Multi-Level-Marketingsys­
tem" über das Internet, bei dem
Teilnehmer möglichst viele andere
per E-Mail anwerben sollten. Dazu
konnten die Teilnehmer CDs mit
einer Million E-Mail-Adressen
kaufen, die angeschrieben werden
sollten. Tatsächlich versandten so
viele Internetnutzer E-Mails mit
Links zu diesem System, dass sich
Kunden eines Internetproviders
über das Massen-Mail, "Spam" ge­
nannt, beschwerten.

Der Provider zeigte das Einzel­
unternehmen wegen vermuteten
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Betriebs eines illegalen Pyramiden­
spiels bei der Staatsanwaltschaft
an. Gleichzeitig wurden Anzeigen
bei der Datenschutzkommission
Wegen Verstoßes gegen das Daten­
schutzgesetz, bei der Bezirks­
hauptmannschaft wegen vermute­
ten Verstoßes gegen das E-Com­
merce-Gesetz, das Datenschutzge­
setz und die Gewerbeordnung so­
wie beim Fernmeldebüro wegen
"Spamming" nach dem Telekom­
munikationsgesetz eingebracht.

Das war vor zehn Monaten. Die
sechs verschiedenen, bei den Be­
hörden eingebrachten Anzeigen
sind bis heilte ,nicht ansatzweise
erledigt: Die Bezirkshauptmann­
schaft benötigte zunächst fünf
Monate, um einen für die neuen
Gesetze zuständigen Sachbearbei­
ter zu nennen, das Fernmeldebüro
ließ telefonisch durchblicken, dass
man derzeit an juristischen Sadi­
bearbeitern so einen Mangel habe,
dass mit einer Erledigung in ab­
sehbarer Zeit nicht zu rechnen sei.
Die Datenschutzkommission gab
relativ rasch ihre Unzuständigkeit
bekannt, und die Staatsanwalt­
schaft hat bisher nicht entschie­
den, ob sie anklagt oder nicht.

Ohne ein zusätzlich auf eigene
Kosten geführtes zivilgerichtliches

Wettbewerbsverfahren würde das
Einzelunternehmen wohl heute
noch sein "Marketingsystem" im
Internet betreiben; eine Ahndung
durch den Staat dürfte noch län­
ger auf sichwarten lassen.

Anrufe und Website illegal
Fall 2: Fast zeitgleich mit Inkraft­
treten des neu,en Telekommunika­
tionsgesetzes im Sommer 2003 be­
spricht ein Billigtelefonie-Anbieter
den Anrufbeantworter eines Öster­
reichers mit einem Werbetext, der
offenbar von einem Computer, der
automatisch Telefonnummern an­
wählt, verbreitet wird. Nach länge­
ren Recherchen zeigt sich, dass
dahinter ein holländisches Unter­
nehmen steht, das diese Anrufe tä­
tigt und eine Website mit einer .at­
Domain betreibt, die gegen das
E-Commerce-Gesetz verstößt. In
diesem'Fall wurde der Sachverhalt
wegen unerlaubten Anrufens beim
Fernmeldebüro ,sowie wegen Ver­
stoßes gegen das E-Commerce­
Gesetz bei der Bezirkshauptmann­
schaft (beides verschiedene Stellen
zum ersten Fall) ebenfalls vor zehn
Monaten angezeigt. Trotz Nachfra­
ge wurden bis heute keine Unter­
suchungsergebnisse berichtet.
Eine zivilrechtliche Klage gegen

das holländische Unternehmen
wäre möglich gewesen, wurde
aber aus verständlichen Gründen
nicht eingebracht (wer leistet sich
schon eine Klage, nur weil er 15
Sekunden lästigen Text auf dem
Anrufbeantworter hat?).

Es ließen sich weitere Fälle auf­
zeigen, die ebenso verlaufen sind.
Allen ist eines gemeinsam: Die
staatlichen Stellen haben entwe­
der eine Behandlung mangels Zu­
ständigkeit abgelehnt oder trotz
Zuständigkeit binnen zehn Mona­
ten keinerlei Schritte gesetzt, die
auf eine brauchbare und rasche
Lösung abzielen. In allen Fällen
zeigt sich, dass es dem Einzelnen ­
auf dessen eigene Kosten und Ri­
siko - überlassen bleibt, mittels zi­
vilrechtlicher Klagen gegen solche
"schwarzen Schafe" vorzugehen.
Dies wird aber in den seltensten
Fällen gemacht, denn wer riskiert
schon einen Zivilprozess, nur weil
er wieder einmal ein nervendes
Spam-Mail oder einen lästigen
Anruf bekommen hat.

, Genau gegen solche schwarzen
Schafe, die in den neuen Medien
ihr Unwesen treiben, sollten die
vielen neuen Bestimmungen im
Telekommunikationsgesetz 2003,
dem E-Commerce-Gesetz oder

, dem Datenschutzgesetz 2000 wir­
ken. Doch die staatliche Vollzie­
hung dieser Gesetze findet in der
Praxis anscheinend nicht statt. So
lange staatlicherseits nicht damit
begonnen wird, auch im Bereich
der neuen Medien die Gesetze
rasch und wirkungsvoll zu vollzie­
hen, werden die schwarzen Schafe
weiter ungeschoren umnerlaufen
und sich munter vermehren.
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